
Bundessozialgericht

£LE.1.E
„
2, BY,Zä.?/ééw._

Verkündet

am 6othi 1969

He;Obersckretär
5chriftführer

I m N a m e n d e s V o l k e s

U r t e i l

in dem Rechtsstreit

ooooocoouoooooooooooooooooooooooouooooooooooonnoooooop

Kläger und Revisionsbeklagter9

Prozeßbevollmächtigte: ooo„„„00°„oooo„„„„ooooa„ooooo„9

Ooooooooouooooooooooc0000000000oooooooooooooooooooc)09

Beklagter und Revisionskl ero

\
/

- u \ ‘ .

Der 90 cenet des BundessOZialgerichts hat uni die

mündliche Verhandlung vom 60 Mai 1969 hin durch

Bundesrichter Dro M e i s c h

—Vorsitzender——9

Bundesrichter S c h i n d l e r und

Bundesrichter Dro R e n n e r 9
Bundessozialrichterin Dr„ K a y s e r und

Bundessozialrichter L 6 f f l e r

für Recht erkannt;

Auf die Revision des Beklagten werden die Urteilädes

Landessozialgerichts Rheinland—Pfalz vom 150 August

1966 und des Sozialgerichts Speyer‚ Zweiwstelle dainzg

vom 280 Februar 1966 aufgehobeno

Die Klage des Klägers gegen den Bescheid des Versor—

gungsamts vom 220 Juni 1965 wird abgewiesen„
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Der Kläger? der wegen verschiedener Schädigungsfolgen

Rente nach einer Minderung der Erwerbsfähigkeit (MdB

um 100 VOHO beziehtg beantragte im Oktober 1964 Berufs—

schadensausgleich9 der mit bescheid des Versorgungsamts

vom 220 Juni 1965 ab 10 Oktober 1964 in Höhe von 139‚-— ll

bzwo 136g—— DM bewilligt wurde„ Der Kläger wandte hier—

gegen ein0 der Anspruch auf Berufsschadensausgleich stets

ihm bereits ab 10 Januar 1964 zu9 weil er von der Möglich—

keit? schon nach dem Ersten Neuordnungsgesetz vom 270 Juni

1960 (BGBl 19 455) — 1a NOGveinen Bern sschadensausgleich
zu beantragen? keine Kenntnis gehabt habe und er auch vom
Versorgungsamt hierauf nicht hingewiesen werden sei° Der

fiderspruch blieb erfolglos° Das Sozialgericht (SG) hat
den Beklagten mit Urteil vom 280 li'ebruar 1966 verurteilt„

dem Kläger den Berufsschadensausgleich bereits ab 1„ Ja—

nuar 1964 zu gevähreno Das Landessozialgericht (LSG) hat

die zugelassene Berufung des Beklagten mit Urteil vom
15° August 1966 zurückgewieseno Es hat ausgeführt9 ein An—

spruch auf Berufsschadensausgleich für die Zeit vom 10 Ja—

nuar bis 300 September 1964 stehe dem Kläger zu‚ wenn sein

im Oktober 1964 gestellter Antrag einen “neuen Anspruch"

im Sinne des Arto VI @ 1 Abs° 2 des Zweiten Neuordnungs—

gesetzes vom 210 Februar 1964 (BGBl I? 85) — 20 NOG—be—
treffe und er deshalb nach dieser Vorschrift auf den 10 Ja—

nuar 1964 zurückwirke° Das sei der Fall° Denn unter “neuen

Ansprüchen“ seien auch solche Ansprüche zu verstehen? die

zwar bereits auf das vor Inkrafttreten des 20 NOG geltende

Versorgungsrecht hätten gestützt werden können? die jedoch

durch dtellung eines entsprechenden Antrags erst aufgrund

des 20 NOG innerhalb der in dessen Arto VI 5 1 Abs? 2
Satz 2 oder 3 eröffneten Jahresfristen geltend gemacht wor—
den SGiGH0 Der Versorgungsantrag habe nicht nur für den

Gang des Verwaltungsverfahrensg sondern auch sachlich—

rechtliche Bedeutungo Zu den willensunabhängigen Tatbe—

standsmerkmalen müsse der Antrag des Berechtigten als weim

<
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erer rechtsbegründender Faktor hinzukommeno wenn sonach

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


‚.„3.„

der Versorgungsanspruch erst durch Stellung

des Versorgungsantrags entstehep so könne für

die diesen Stammanspruch ergänzenden Ansprüche

und damit auch für den Anspruch auf Berufs—

sehadensausgleieh nichts anderes gelten° Denn

es gebe keinen sachlichen Grund dafür? dem Ver—

sorgungsantrag für die Entstehung des Stämmen“

spruchs eine andere — weitergehende — Bedeutung

beizumessen als für die Entstehung ergänzender

Ansprücheo Deshalb könne auch nicht darauf abge»

stellt werden? ob etwa der Stammansprueh und der

ergänzende Anspruch in einem einheitlichen oder

in getrennten Anträgen geltend gemacht würden;

vielmehr müsse einheitlich für alle Versorgungs—

anträge — auch für die Anträge auf ßrgänzungs-

leistungen _ von der durch BöG 29 290 (293 ff)

näher erläuterten sachlich—rechtlichen Bedeu—
tung des Antrages ausgegangen werdeno Danach

gehöre der erstmals durch den Antrag des Klägers

vom Oktober 1964 geltend gemachte Anspruch auf

Berufsschadensausgleich zu den "neuen Ansprüchen”

im Sinne der strittigen Vorschrift? "die sich

aus diesem Gesetz ergeben"o Deshalb wirke er auf

den 10 Januar 1964 zurück° Der Kläger habe die

Gewährung des Berufsschadensausgleiehs erst ver—

langen können? nachdem er neben den von seinem

Willen unabhängigen sachlich—rechtlichen Anspruchs—

voraussetzungen auch die gleichwertige sachlich—

rechtliche Voraussetzung des Antrags (BSG 29

293) erfüllt gehabt habeo Da dies unter der Gel“
tung des 20 NOG geschehen sei? habe sich der An—

spruch des Klägers auf Berufssehadensausgleich

nur ”aus diesem Gesetz ergeben“ könneno Die Be—

stimmungen des 10 NOG seien im Zeitpunkt der

Antragstellung bereits durch diejenigen des

2° NOG ersetzt und für die hier allein streitige

Zeit ab 1„ Januar 1964 außer Kraft getreten ge—

weseno Somit bedürfe es keiner ithifung mehr‚ ob

„ 4a
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der Kläger die von seinem Willen unabhängigen sachlich—

rechtlichen Voraussetzungen des Anspruchs auf Berufs—

schadensausgleich nach dem 10 NOG erfüllt habe und ob

deshalb der hier streitige Anspruch nicht zu den neuen

AnSpruchen im Sinne des Arto VI @ 1 Abs„ 2 Satz 1 des
20 NOG gehöre„ Denn selbst wenn diese Voraussetzungen er—

füllt gewesen wären9 hätte der Kläger doch ohne einen

Antrag auf Berufsschadensausgleich keinen Anspruch auf

den ihm möglicherweise schon nach dem 1„ UOG zustehenden

Berufsschadensausgleich gehabt° Das Bundessozialgericht

(BSG) habe zwar in mehreren Entscheidungen zu 5 88 des

Bundesversorgungsgesetzes BVG) und ebenso in je einer

Entscheidung zu Arte II des 60 Änderungsgesetzes und zu

Art° IV des 10 NOG einen ”neuen Versorgungsanspruch" bzwo

eine “neue Leistung" nur angenommen9 wenn deren recht—

liche Voraussetzunge — abgesehen vom Antragserfordernis

(BBG 29 290)
— nach dem jeweils vorangegangenen Recht

nicht erfüllt gewesen seien° Dieser Auffassung könne das

LSG jedoch für die Auslegung des Arte VI 5 1 Abso 2 Satz 1
des 2„ UOG nicht folgen° Das BSG habe nämlich im Urteil

vom 230 März 1966 (9 RV 1012/63} erklärt? die von der
Durchführungsverordnung zu 5 13 BVG vom 60 Juni 1961 ge—
schaffene Möglichkeit? für ein Hoterfahrzeug einen Zuschuß

bis zu 200009—— DM — statt früher 1DOOOy——DNuzu gewähren„

stelle einen “neuen" AnSpruch im Sinne des Art IV 5 1

nbso 2 Satz 1 des 10 NOG daro Deshalb sei zumindest zwei—

felhait9 ob die erwähnte Rechtsprechung des BSG zum Begriff

des neuen Anspruchs auch auf die genannte Ubergangsvor—

schrift des 10 NOG und auf die gleiehlautende hier StPittlé€

Vorschrift des 20 NOG ausgedehnt werden könneo Der Auf—
fassung des denats liege auch die Erwägung zugrunde9 daß

die hbg;elung‚ des Berufsschadensausgleichs nach dem 10 KDG
durch das 20 NOG wesentliche Änderungen erfahren habeo Denn

letzteres habe den Kreis der berechtigten über die vom
10 NOG bezeichnete Gruppe der Erwerbsunfähigen hinaus auf

alle Schwerbeschädigten ausgedehnt7 den Grenzwert des

rcchtserheblichen Einkommensverlustes von 1009—— DM auf
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759—m DM gesenkt und den Derufsschadenseus—
gleich von drei Zehnteln des Einkommensver—

lustes (höchstens 300,—— DM) auf vier Zehntel

des Einkommensverlustes (höchstens 4009——DM)

erhöht° Bringe aber die Rechtsänderung den zu—

sätzlich erfaßten Gruppen der Beschädigten mit

einer KdE von 50 bis 80 v„Ho und der Beschädigten

mit einem Einkommensverlust von 759—— DM bis

1009—— DM monatlich einen neuen AnSpruch9 so

könne jedenfalls hinsichtlich des sich daraus er—

gehenden Mehrbetrages des Berufsschadensaus«

gleicls nichts anderes gelteno Da sich durch

das 20 nee in Höhedic'e«vierten Zehntels des
Einkommensvcrlustes ein neuer Anspruch ergeben

habe9 wäre bei anderer Auffassung für die Zeit

vom 1„ Januar 1964 bis zum Beginn des Antrags—

monate nur ein Zehntel des Einkommensverlustes9

für die spätere Zeit aber der volle Berufsschaw

densausgleich von vier Zehnteln des Einkommens—

verlustes — bis zu 400n—— DM — zu gewähren° Dies

zeige9 daß sich unbefriedigende Lösungen.ergäbens

wenn in die Beurteilung der Frage9 ob es sich um

einen neuen Anspruch handele? die sachlich—recht—

liche Bedeutung des Versorgungsantrages nicht

einbezogen werde° Für die Auffassung des Senats

sei aber auch die Erwägung mitbestimmend9 daß

es dem Geist des Versorgungsrechts nicht ent—

spreche9 die erwerbsunfähigen Schwerbeschädigten

im Vergleich zu den noch erwerbsfähigen Schwer—

beschädigten wegen ihrer Unkenntnis der maßge—

benden Bestimmungen und wegen ihrer darauf be—

ruhenden Zurückhaltung in der Ausübung des schon

nach dem 1„ NQG bestehenden Antragsrechts recht—

lich zu benechteiligeno Gerade denjenigen Erwerbs—

unfähigen9 die die Versorgungsverwaltung nicht

mit ihnen zweifelhaft erscheinenden Anträgen auf

Berufsschadensatsgleich belasten wollten9 würde

_ 6 _
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nach der vom Beklagten vertretenen Auffassung die Rechts—

wohltat des Arte VI @ ? Abso 2 Satz 2 und 3 des 20 NOG
verweigerte Dadurch würden sie förmlich dazu gezwungen;

bei jeder Anderung des Versorgungsrechts vorsorglich den

generellen Antrag auf “alle ihnen zustehenden neuen An“

sprüche" zu stellena Es entspreche nicht dem Willen des

Gesetzgebers9 den Versorgungsberechtigten eine solche

Haltung anzuerziehen und der Versorgungsverwaltung die

damit zwangsläufig verbundene Mehrbelastung aufzubürdeno

Der Senat befinde sich im Ergebnis auch in Übereinstimmung

mit den grundsätzlichen Ausführungen des Großen Senats des

use im Beschluß vom 90 Juni 1961 (BSG149 2469 249 f);
dieser habe zur Ausschlußfrist des @ 58 Abs„ 1 BVG ent_
schieden? diese Frist gelte nicht? wenn die Voraussetzungen

des verspätet angemeldeten Anspruchs zweifelsfrei gegeben

<
‚J U

seien9 weil es nicht Zweck der Fristvorschriften sei‚ die

Verfolgung sachlich berechtigter Ansprüche zu erschweren;

Entsprechendes müsse auch bei Anwendung des Arte VI 5 1

Abs° 2 Satz 2 und 3 des 20 NOG namentlich deshalb gelten9

weil diese Bestimmungen gerade darauf abzielten9 berech—

tigte Ansprüche auch für einen schon vergangenen Zeitraum

zu wahren und weil ihnen deshalb nicht die Absicht des

Gesetzgebers entnommen werden könne9 berechtigte Ansprüche

dann nicht ab 10 Januar 19649 sondern erst ab Antrag—

stellung zuzulassen9 wenn sie auch schon vor dem 10 Januar

1964 hätten erhoben werden könneng

Mit der zugelassenen Revision rügt der Beklagte Verletzung

des Art„ VI 5 1 Absc 2 des 2„ NOGODie strittige Vorschrift

stelle lediglich eine Schutzvorschrift für diejenigen

Rentenbereehtigten dar? die das Gesetz neu in den Kreis

der Versorgungs„erechtigten einbeziehe„ Der Begriff des

"neuen Anspruchs" in den Übergangsvorschriften der bin“

herigen Novellen zum BVG bzwo des 10 und 20 NOG zum BVG

könne keine andere Deutung erfahren als der ähnlich lauw

tende Begriff in 5 88 BVG idF vom 200 Dezember 19500 Um

einen "neuen Versorgungsanspruch” im Sinne dieser Vorschrif*
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handele es sich nur dann9 wenn der Anspruch nach

den vor dem BVG maßgebend gewesenen versorgungs—

rechtlichen Vorschriften nicht bestanden und erst

im BVG seine Grundlage gefunden habe° Habe der

Anspruch schon nach den vorher geltenden versorw

gungsrechtliehcn Vorschriften angemeldet werden

konnen9 so handele es sich nicht um einen neuen

Anspruch? gleichgültig„ ob und aus welchen Grun—

den die Anmeldung unterblieben seio Entsprechen—

des gelte9 wenn der Anspruch verspätet angemeldet

werden SGI; In diesem Sinne habe sich auch das

Bundessozialgericht (vglo z„Bo Urteil vom 140 Mai
”1958 — Az„z 11/9 nv 1042/55) ausgesprochen und
dargetan9 daß es sich nicht um einen neuen An—

spruch im Sinne des 5 88 BVG handele9 wenn schon
nach bisherigen Recht die Möglichkeit bestanden

habe? Rente zu beantragen9 ein Antrag aber nicht

gestellt werden seio Der Kläger habe nicht erst

durch das 20 NOG‚ sondern schon nach den Vor«

schriften des 10 NOG einen Anspruch auf Berufs—

schadensausgleich gehabt? wobei es gleichgültig

sei‚ aus welchen Grunden die Antragstellung unterm

blieben sei° Die Auffassung des BSG? es sei nicht

zu prüfen? ob der Kläger schon nach dem 10 NOG

einen Anspruch auf Berufsschadensausgleich gehabt

habe, begegne auch mit Rücksicht auf 5 194 Abso ?
des Burgcrlichen Gesetzbuches Bedenkeno Die Ent—

scheidung des Großen Senats (BSG 149 246‚ 249)

betreffe die Funktion der Eristvorschrift des

5 58 BVG? aber nicht das Antragserfordernis als
materiell—rechtliche Voraussetzung für die Ente

Stehung von Versorgungsanspriichen°

Der Beklagte beantragt?

die Urteile des Landessozialgerichts

Rheinlandefalz vom 150 August 1966 und

des Sozialgerichts Speyer? Zweigstelle Mainz9
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vom 280 Februar 1966 aufzuheben und

die Klage gegen den Bescheid des Ver—

sorgungsamts Mainz vom 220 Juni 1965

in der Gestalt des Widerspruchsbeschei—

des vom 140 Juli 1965 abzuweiseno

Der KlüW0r beantragt?

die Revision zurückzuweiseno

Dem LSG—Urteil sei zuzustimmen9 zumal danach Härten ver—
mieden würdeno

Die durch Zulassung statthafte Revision ist form— und

fristgerecht eingelegt und begründet worden und deshalb

zulässig (@5 162 Abso 1 Nr„ 19 1649 166 des Sozialgerichtsw

gesetzes eSGG-); sie ist auch sachl■ch begründeto

Im vorliegenden Fall besteht weder, Streit über die Höhe

des domiKläger ab 10 Oktober 1964 bewilligten Berufsm

schadensausgleichs noch dariiber9 daß dem Kläger bereits

nach den Bestimmungen des 1„ NOG ein Anspruch auf Berufe»

schadensausgleich zugestanden haben wiirde9 wenn er vor

dem Inkrafttreten des 20 NOG einen solchen Antrag gestellt

hätte; aus den Versorgungsakten ergibt sich denn auch}

daß der Kläger in der Zeit vom 10 Juni 1960 bis zum luni

1964 kein Arbeitseinkommen bezogen hat und ausschließlich

auf seine Angestelltenrente und die Versorgungsbezüge an—
gewiesen ware Da nur der Beklagte Revision eingelegt hat?

war lediglich zu prüfen9 ob dem Kläger bereits vom 1„ Ja—

nuar 1964 an (anstatt ab 10 Oktober 1964) ein Anspruch

auf Berufsschadensausgleich zustehto Dies war zu verneineno

Nach Artc VI @ 1 Abs„ 2 Sätze 1 und 2 des 20 NOG werden
“neue Ansprüche"? die sich aus diesem Gesetz ergeben?

nur auf Antrag festgestellt° Wird der Antrag binnen eines

Jahres nach Verkündung des Gesetzes (am 270 Februar 1964)

gestellt9 so beginnt die Zahlung mit dem 10 Januar 19649
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„ 9 _

frühestens mit dem Monat? in dem die Vorausset»

zungen erfüllt sindo Da der Kläger den Antrag

auf Berufsschadensausgleich innerhalb dieser bis

Februar 1965 laufenden Jahresfrist9 nämlich im

Oktober 19649 gestellt hatq wäre der ihm bewilligte

Berufsschadensausgleioh bereits ab 10 Januar 1964

zu zahlen9 sofern es sich dabei um einen "neuen

Anspruch“ im Sinne des Art„ VI 5 1 Abso 2 des

20 NOG handelte° Has ist jedoch nicht der Fall„ Aus

dem Wortlaut dieser Vorschrift ergibt sich einer—

seits? daß sich der "neue Anspruch” aus "diesem

Gesetz”? doho aus dem 20 NOG ergeben muß; anderer—

seits muß aber auch angenommen werden? daß es nicht

genügt? wenn durch das 20 NOG im konkreten Fall

nur ein ”hghgrgrmépggrggh" eingeräumt werden isto

Die durch das 2° NOG eingetretenen Leistungsver—

besserungen könnten nur dann einen "neuen Anspruch"

im Sinne der strittigen Vorschrift begründen‚ wenn

der Kläger wegen der Höhe seiner MdE oder seines

sonstigen Einkommens nach dem 10 NOG noch keinen
Anspruch auf Berufsschadensausgleich gehabt hätteo

Das ist jedoch unstreitig nicht der Fall0 Schon

deshalb kann der Hinweis des LSG9 auf die durch

das 20 NOG eingeführten Verbesserungen und auf

einen hieraus sich etwa ergebenden ”Mehrbetrag
des Berufsschadensausgleichs” seine geganteilige

Au€fassung nicht rechtfertigeno Auch die Erwägung

des LSG7 es würden sich "unbefriedigende Lösuhgen"

ergeben9 wenn bei anderer Auffassung für die Zeit

vom 10 Januar 1964 bis zum Beginn des Antragsmoe

hats nur ein Zehntel des Einkommensverlustesy für

die spätere Zeit aber der volle Berufsschadens—

ausgleich von vier Zehnteln des Einkommensver—

lustes _ bis zu 400„—— DMmzu gewähren sei„ dürfte

keine praktische Bedeutung besitzen? da bei einem
bereits nach den Vorschriften des 1„ NOG bewillig—

ten Berufes0hadensausgleich die Umstellung der lau—

_ 10 „
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fenden Versorgungsbezüge gemäß Arte VI 5 1 Abs() l des

2„ VOG von Amts wegen erfolgt„ Da der Kläger als “Erwerbs—

unfähiger" schon nach 5 30 Abs„ 3 BVG idF des 10 NOG uns
streitig einen Anspruch auf Berufsschadensausgleich hatten

den er lediglich aus Unkenntnis während der Geltungsdauer

des 10 NOG nicht geltend gemacht hat9 fehlt es sonach an

der Voraussetzung eines "neuen Anspruchs”o

Wenn der Kläger auch insoweit einen Rechtsverlust erlitten

hat9 so ist es doch nicht der Sinn des Art„ VI @ 1 Abso 2

des 20 NOG, solche Nachteile auszugleicheno Diese Vor—=

schrift will nur diejenigen Versorgungsberechtigten be—

günstigen und schützen9 die durch das 2„ NOG entweder neu

in den Kreis der Rentenberechtigten einbezogen worden sind

oder denen durch das 20 NOG erstmalig ein Anspruch auf

eine bestimmte zusätzliche Leistung erwachsen isto Der

Gesetzgeber hat dabei in Betracht gezogen9 daßnbei der

Einführung neuer Leistungen erfahrungsgemäß eine gewisse

Zeit vergeht? bis die neuen Bestimmungen zur Kenntnis der

Versorgungsberechtigten gelangen„ Deshalb wird denjenigen

Personen9 die nach früherem Recht keine Leistung dieser

Art zu beanspruchen hatten? eine gewisse Frist eingeräumt9

bis sie unter normalen Umständen Kenntnis davon erhalten

können? daß ihnen nunmehr — im Gegensatz zu früher — eine

solche Versorgungsleistung zusteht (vglo BSG 179 109)0 Dem«

gemäß hat das BSG im Urteil vom 290 Mai 1962 — 10 BV 979/59

zu dermrechtsähnlichen Bestimmung des Art° II des 60 Ände—

ruhgsgesetzes zum.BVG vom 10 Juli 1957 —BGBl I 661 ; be—
reits entschieden9 daß als "neue Leistungen” im Sinne die—

ser Ubergangsvorschrift nur solche Leistungen angesehen
werden können9 die “ihrer Art nach" auf Grund des früheren

Rechts — bei rechtzeitiger Antragstellung — nicht gewährt

werden konnten (vglo BSG 179 105)0 In diesem wie auch im

vorliegenden Fall gilt grundsätzlich das [gleiche? was der

110 Senat des BSG im Urteil vom 140 Mai 1958 — 11/9 RV
1042/55

— (= BSG 77 187 ff) zu den in 5 88 BVG idF vor dem

19 NOG (aF) genannten "neuen‘ät Versorgungsansprüchen“ ent“
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schieden hate Dort wurde unter Hinweis auf Ge—

setzesmaterialien„ Rechtsprechung und dchrifttum

betont9 daß 5 88 eine ”Schutzvorschrift für die—

jenigen künftigen Rentenberechtigten" sei0 die das

Gesetz ”neu in den Kreis der Rentenberechtigte■

einbezieheoooo" und ausgesprochen? daß es sich

nicht um einen "neuen Versor@ungsanspruch" im

Sinne des 5 88 BVG handelt‚ wenn schon nach bis-

herigem Versorgungsrccht ”die Möglichkei■'bestanw

den hat9 Rente zu beantragen, ein Antrag aber nicht

gestellt werden ist (BSG in SOZR Nro 3 zu @ 88 BVG

: BBG 79 187)„ Ba letzteres auch hier der Fall ist9

betraf der vom Kläger im Oktober 1964 gestellte

Antrag auf Berufsschadensausgleich keinen “neuen

Anspruch“ im Sinne des Art[) VI 5 1 Abs° 2 des 20 NOGO

Die Hinweise des LSG auf das Urteil des erkennen}

den Senats vom 230 März 1966 _ 9 BV 1012/63 „ (in
8023 Nro 1 zu 5 2 der DVO zu @ 13 BVG vom 60 Juni
1961) und auf den Beschluß des Großen Senats in
BSG 147 246 können keine andere Entscheidung recht—

fertigen° In der Entscheidung vom 239 März 1966

wurde zwar in der Erhöhung des Zuschusses für ein

hotorfahrzeug von 1OOO9——DM auf 2000‚—— DM ein

HSB€£ Anspruch im Sinne des Arto IV 5 1 Abso 2
Satz 1 des 10 NOG erblickto Dort handelte es sich

aber — anders als im vorliegenden Fall — um eine

Sl£@9llgßiääläiäßä9 und es wurde betont? daß Abs° 1

dieser Vorschriftq der die Neufeststellung von Amts

wegen regelt9 nur "lagfggdg"Versorgungsbezüge bee
triffto Diese Entscheidung betraf im übrigen inso—

fern einen Sonderfall, als es sich um eine Leistung

handelte0 die frühestens nach 5 bzw° 8 Jahren er»

neut bewilligt werden konnte; bei solchen Zeitab—

schnittsnormenp die einander ablesen? konnte sich

die Ubergangsregelung des 10 NOG ohnedies nicht zug

gunsten des Antragstellers — wie es der Kläger im

vorliegenden Fall erstrebt — auswirken9 weil es
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dort an einer sachlichwreehtliehen Rückwirkung der Er—

höhung der Leistung fehlte und die frühere Bewilligung

eines niedrigeren Zuschusses den Antrag bereits erledigt

hatten

Auch die Entscheidung des Großen Senats in BSG 149 246

betrifft einen anderen Fallo Sie erging zu der Vorschrift

des $ 58 Abs° ? BVG idF vor dem 10 NOG-(a'f‘)Q die bestimmte9

daß der Versorgungsanspruch der Hinterbliebenen “zur Ver—

meidung des Ausschlusses" binnen 2 Jahren nach dem Tode

des Beschädigten anzumelden ist° Dabei handelte es sich

also um eine materielle Ausschlußfrist° Wenn in der Ent—

scheidung des Großen Senats ausgesprochen werden ist9 daB

die Fristvorschrift nicht für diejenigen Fälle gelte9 in

denen die Voraussetzungen des verspätet angemeldeten An»

spruchs zweifelsfrei gegeben sind9 so bedeutete dies nur?
daß in diesen Fällen ein Anspruch nicht schlechthin? dann

für alle Zukunft abgelehnt werden darfo ■ug insggeit sind

der Reehtsvorschrift des 5 58 Abso 1 BVG (aF)
— ebenso der

de 5 56 Abso 1 BVG (ag) für die Beschädigtenversorgung

— durch ihre rechtsethische und soziale Funktion Grenzen

gesetzt (vgl° BSG 149 249); denn diese Entscheidung hat

die Vorsch■ift des 5 61 Abso 2 BVG (ak)? wonach die Hintere
bliebenenrente9 wenn sie erst nach Ablauf eines Jahres

nach dem Tode geltend gemacht wird9 "frühestens mit dem

U
)

Monat„ in dem der Anspruch angemeldet werden ist"9 beginnt?

(ähnliches gilt für die Beschädigtenversorgung gemäß 5 60

Abs° ? Satz 1 BVG aF) unberührt gelassen° Dem Kläger ist
aber ab Antragsmonat9 doho vom 1„ Oktober 1964 an? Berufs—

schadensausgleich bewilligt wordeno Deshalb vermag auch

der mit BSG 149 2469 249 ff in Zusammenhang gebrachte Hin“

weis des LSG auf eine Unkenntnis der erwerbsuhfähigen

8ehwerbeschädigten über die maßgebenden Versorgungsbe==

stimmungen ebensow“nigezu überzeugen? wie die Erwägung

des Revisionsbeklagten9 daß bei der vom LSG vertretenen

Rechtsauffassung "zweifelIos Härten" vermieden würdeno
Denn der gesetzgeberisehe Zweck der Ausnahmebestimmung
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des Arto VI @ 1 Abs„ 2 Satz 2 des 20 NOG geht9

wie oben dargelegt worden ist? dahin? bei der

Einführung neuer Leistungen denjenigen Versor—

gungsbercchtigtenp denen nunmehr eine Versorgungs—

leistung zustehtp eine begrenzte Übergangszeit zum
zubilligen9 während derer sie sich mit den neuen

Vorschriften vertraut machen und ohne Rechtsver—

lust einen Antrag stellen könneno Dagegen ist es
nicht Aufgabe dieser Vorschrifto ganz allgemein

solche Nachteile auszugleichen$ die aus Unachtsam—

keit oder ähnlichen im eigenen Verantwortungsbe—

reich des Versorgungsberechtigten liegenden Grün»

den entstanden sindo Hat der Versorgungsberechtig—

te — wie hier — die nögliChkeit gehabt9 während

der Geltungsdauer des 10 NOG einen solchen Antrag

zu stellen (vglo BSG 7‚ 190)? so entfällt die An—
nahme eines “neuen Anspruchs“0 wobei es unerheblich

ist‚ aus welchen Gründen diese Möglichkeit im Ein—

zclfall nicht genutzt worden isto — Im vorliegen—

den Fall hat sich der Kläger über 4 Jahre lang

(von Mitte 1960 bis Oktober 1964) nicht darum ge—
kümmert9 daß er als Erwerbsunfähiger einen Berufs—
schadensausgleich erhalten kanno Deshalb muß er

sich damit abfinden? daß er die Leistungen wegen
dieses seines Verhaltens erst vom Antragsmonat

an erhält°

Schließlich vermögen auch die Ausführungen des LSG

zur sachlicherechtlichen Bedeutung des Versorgungs—

antrags zu keinem anderen Ergebnis zu führeno Wenn

der Kläger? wie das LSG festgestellt hat‚ mit der

Antragstellung im Oktober 1964 im zeitlichen Gel—

tungsbereich des 20 NOG ”die sachlich—rechtliche

Voraussetzung des Antrags” für die Entstehung des

Versorgungsanspruchs (vglo BSG 29 2909 293) er—
füllt hatte„ so bewirkte dies„ da es an der Voraus—

setzung eines "neuen Anspruchs” fehlte, lediglich?

daß gemäß @ 60 Abso 1 und Abs° 2 Satz 1 BVG idF des
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20 NOG die Gewährung der Leistung oder der höheren (Ge—

samt—)Leistung "frühestens mit dem Antragsmonat” beganno

Der angefochtene Bescheid war daher insoweit nicht zu be—

anstanden° Dä das LSG dies verkannt und zu Unrecht der

Berufung des Beklagten nicht stattgegeben hatb waren die

Urteile des LSG Und des SG aufzuheben und die Klage äls

unbegründet ebzuweieeno

Die Kostenentsoheidung beruht auf 5 193 SGGO
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